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Stadt Karlsruhe
Herrn Bürgermeister Dr. Käuflein

Rathaus am Marktplatz
Karl-Friedrich-Straße 10
76133 Karlsruhe

Ihr Schreiben vom 30. Oktober – Badisches Staatstheater
9. November 2020

Sehr geehrter Herr Dr. Käuflein,

ich dankeIhnenfür das Schreibenvom 30. Oktober2020und die ZusendungeinigerRedemanuskripte.Ich
möchte zu einigen Punkten Ihres Schreibens wie folgt Stellung nehmen:

Es ist schade,dass dasAngebot,sichan dieStadtzuwendenvonStaatstheater-Mitarbeitendenso gutwienicht
genutztwurde,aberman kann natürlichnicht planen,wie ein Angebotangenommenwird. Ich bin davon
überzeugt,dass IhreMitarbeiter*innenim Kulturamtim RahmenihrerZuständigkeitenimmerdasBestefürdas
kulturelleLebenderStadtgeben.Jetzt währendderCoronakrisezeigtsich,dass dieStadtKarlsruheKulturlebt
und fördertunddarüberbin ich sehrdankbar.SowohlIhnen,als auchmir,ist bekanntund bewusst,dass das
StaatstheaterdabeimitAbstanddiemeistefinanzielleFörderungvonderStadterhältunddieInstitutiondeshalb
besonderskritischbeobachtetwird. ​Ich darfals Bürgerdeshalbumsonachdrücklichererwarten,dass dieses
Haus in der innerenFührung,der künstlerischenQualität,derPräventionsexualisierterGewaltim Umgangmit
schutzwürdigen Gruppen und eben auch bei der demokratischen Kontrolle Spitzenqualität erreicht.

Ihr Hinweisim Schreibenvom 14. September,dass das Staatstheateram 28. Septemberim Gemeinderat
behandeltwürde,hat sich im Nachgangleiderals wenighilfreicherwiesen.DerangedachteTOP 19wurdezu
Beginnder Sitzungohne Aussprachein den Kulturausschussverwiesen.Es ist aus dem Protokoll (TOP 0
Sitzungseröffnung)auch nicht ersichtlich,auf wessen Antrag dies erfolgt ist, im Gegensatzzu anderen
verwiesenen TOPs.

Das ist sicherlichim Einklangmit derGemeindeordnung,esdrängtsicheraberbeimirderVerdachtauf,dassdie
StadtwenigInteresseaneineröffentlichenBehandlungdiesesThemashat,dasdieStadtgesellschaft,oderTeile
von ihr, umtreibt.Daher wiederholeauch ich meine Aussage: ​Der Zugang zu Informationenfür die
Zivilgesellschaftist entscheidend,um ReputationundGlaubwürdigkeitderStadtzu wahren​. Mir als Bürger
bleibtabereine ​öffentlichnachvollziehbarepolitischeDebatteverwehrt.Auch auf derTagesordnungdeszum
Zeitpunktdieses Schreibensam 17. NovemberangesetztenGemeinderatesfindet sich nur eine bereits
beantworteteAnfragezumUmbaudes BST,diewohlals erledigtbetrachtetwerdenwird.So ergibtsichvordem
nächstenVerwaltungsratam 30. NovemberkeineöffentlicheDebattein den städtischenGremienunserer
repräsentativenDemokratie.Ich bedaueredassehrundbinsicher,dass auchandere- transparente- Lösungen
bestandenhätten.Ihr Verweis vom 14. Septemberauf die Gemeinderatssitzungam 28. Septemberist im
Nachhineinals irreführendzu bewerten.Das Staatstheaterwurdein Widerspruchzu IhrerAussageeben ​nicht
behandelt.

Die Stadterweckt,geehrterHerr Dr. Käuflein,nichtdein Eindruck,dass sie es ernstmeintmit einemoffenen,
ergebnisoffenenund transparentenProzess zur Problembewältigung.Im Übrigenhabe ich auch keinerlei
Begleitungdes im Juli angestoßenenMaßnahmenpaketsam Staatstheaterin der stadteigenenStadtzeitung
gefunden.In der Ausgabevom24.Juli heißtes lediglich,dass bisNovemberKlarheitüberdiekünftigeRolledes
Herrn Generalintendanten herrschen solle.
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Vielen Dank auch für Ihre rechtlichePrüfung bezüglichder Verschwiegenheits-Entbindung,die, wie Sie
korrekterweisedarlegen,sich natürlichnicht aus dem LIFG ergab,das also keine Anwendungfindet. Ihre
Argumentationhalte ich aber für nicht zielführend:Sie begründen,dass mir eine Einsicht in Protokolle
nichtöffentlicherSitzungennicht zusteht.Diesehabe ich nicht gefordert.Sie machenkeineAussagedarüber,
welcheeinschlägigeNorm es verbietet,GemeinderätevonihrerVerschwiegenheitspflichtzu entbinden,sodass
diesefrei ihr Wissenteilenkönnen.Diesekannes auchnichtgeben,da §35 Abs. 2 GemOgilt.Insoweitist nur
Ihre Ergänzungvon Belang.Dort argumentierenSie letztlichausschließlichpolitisch,dass eine“umfassende
Verschwiegenheitsentbindungper se (“anund für sich”) nichtgegeben“werdenkann.Das ist möglicherweise
korrekt, jedoch unbegründet.

Es wurdeleiderauch die Chanceversäumt,vonsich aus einethemenbezogeneVerschwiegenheitsentbindung
zu prüfen,dennsicherlichist Ihnenbewusst,dass mich (undandereBürgerKarlsruhes)das Arbeitsklimaam
badischen Staatstheaterund das Führungsverhaltendes Spitzenpersonalsinteressiert.Das öffentliche
InteressedaranüberwiegtEinzelinteressen,dientdem öffentlichenWohl und eineoffenereHerangehensweise
würde Vertrauen in das Handeln der Stadt und ihrer zuständigen Bürgermeister in dieser Sache stiften.

Auch hier erscheintes mir,als ob das städtischeSpitzenpersonalnicht das ZielvonTransparenzverfolgt,
obwohldiese eine notwendigeBedingungfür eine ​nachhaltigeLösung ist,dermansich verschriebenhat.Es
ergibtsichaus IhrerArgumentationnichtschlüssig,warumdieStadträt*innendes Kulturausschussesweiterhin
schweigenmüssen. Wenn die Stadt eine öffentliche Debatte nicht wünscht, dann sollte es auch so
kommuniziert werden.

Mir ist schonbewusst,dass das in ersterLiniezuständigeGremiumderVerwaltungsratist,deraberja nichtim
luftleerenRaum agiertsondernbewusstauchmit Mitgliederndes Stadtratsbesetztist, nichtzuletztum die
Meinungder KarlsruherBürger*innen,die als Theaterbesucher*inneneinen Hauptzweckdes Staatstheaters
darstellen,dorteinzubringen.Mir als interessiertemBürgerwirdderMeinungsbildungsprozessundderZugang
zu Informationen aber wahrlich nicht leicht gemacht.

Herr Mentrup hat kürzlich auf einen Post von @bustedupstaatstheatergeantwortet,dass es aus der
existenzgefährdendenSituationdes StaatstheatersnurgemeinsameinenWeg in einepositiveZukunftgeben
kann.Demstimmeich zu, aberdazu gehörtauch,Teilergebnisse,Entscheidungswegeund -kriterienoffenzu
legenund nichtnachvielfachernicht-öffentlicherBeratungunterUmgehungder Zivilgesellschaftdie Richtung
des Wegs zu präsentieren.

Ich bitteSie darum,mirerneutzu begründen,warumdieGemeinderätedesKulturausschussesnichtvonihrer
VerschwiegenheitspflichtinBezugauf dasArbeitsklimaamStaatstheaterentbundenwerdenkönnensollenund
diesen Antrag im Folgenden als Bürgeranfrage nach Art. 17 GG zu betrachten.

MeinenWiderspruchzurLIFG-Anfragezieheichhiermit,ausschließlichaufgrundIhresHinweisesaufdiein ihrer
Höhe nicht näher spezifizierte Gebührenpflicht, zurück.

Auf eineAntwortIhrerseits,idealerweisenochvordernächstenVerwaltungsratssitzungam30.November,freue
ich mich.

mit freundlichen Grüßen,
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